
Der Kampf um die Zukunft ist auch ein Kampf um die Geschichte

Olga. Die Geschichte des 8. März ist politisch. Vor 100 Jahren lösten die Arbeiterinnen 
Petrograds die Februarrevolution aus und erkämpften sich kurz danach das 
Stimmrecht. 

Der 8. März wird in diesem Jahr 100 Jahre alt, wie die zwei Revolutionen in Russland. Die 
Februarrevolution – sie müsste nach unserem Kalender Märzrevolution heissen – wurde am 
8. März durch die demonstrierenden Arbeiterinnen Petrograds, der damaligen Hauptstadt 
Russlands, ausgelöst. Die Zweite Internationale Konferenz kommunistischer Frauen in 
Moskau erhob deshalb 1921 diesen Tag zum internationalen Frauenkampftag, was bis heute 
so geblieben ist.
Das Vorhaben, ein gemeinsames Datum für einen internationalen Frauentag festzulegen, 
bestand seit 1910, als dies die beiden Sozialistinnen Clara Zetkin und Käte Duncker auf der 
Zweiten Internationalen Frauenkonferenz in Kopenhagen forderten, ohne dabei einem 
konkreten Datum den Vorzug zu geben. Zentral war Zetkin und Duncker die Stärkung der 
Frauenbewegung durch einen weltweiten und gleichzeitigen Kampftag. Die internationalen 
Verbindungen der Frauenorganisationen und der über die Grenzen hinausgehende 
gemeinsame Kampf könne so den Herrschenden am deutlichsten vor Augen geführt werden.
Es zeigte sich in den folgenden Jahren, dass ein internationaler Kampftag ohne fixes Datum 
die Bewegung vor Probleme stellte. Dies nicht nur, weil es organisatorisch anspruchsvoller 
war, sondern auch, weil der historische Rückbezug auf vorausgegangene Kämpfe einem 
Bedürfnis entsprach.
Die geschichtlichen Bezüge der Entscheidung, den internationalen Frauenkampftag auf den 
8. März zu legen, sind nicht einheitlich. So führen viele das Datum auf die Streiks in den USA
von 1908 zurück, als eingesperrte Textilarbeiterinnen in einer Fabrik verbrannten, andere auf 
Streiks im 19. Jahrhundert. In Frankreich ist auch der Bezug zur Pariser Commune beliebt 
und wieder andere beziehen sich auf den Gedenktag für die Gefallenen während der 
Deutschen Revolution von 1848. 
Die Aufzählung zeigt, wie wichtig die Begründung des Datums ist: Der Frauentag soll mit der 
politisch passenden Gründungsgeschichte behaftet werden. Der März eignet sich auch dafür,
denn es fallen viele wichtige Frauenkämpfe auf diesen Monat. Damit wird versucht, politische
Kontinuität herzustellen, insbesondere auch durch solche Kräfte, die von sich behaupten, 
keine «ritualisierten Kampftage» zu brauchen. 
Wir gehören nicht zu denen, die denken, dass es keine «ritualisierten Kampftage» braucht! 
Der 8. März ist für uns ein positiv besetzter Rückbezug auf die von Arbeiterinnen ausgelöste 
russische Revolution, die im Oktober zur ersten dauerhaften sozialistischen 
Machtübernahme führte.

8. März 1917 in Petrograd
Die Situation 1917 in Petrograd, mitten in den Wirren des ersten Weltkrieges, war 
katastrophal: Die jüngeren Männer waren gezwungen Dienst zu leisten – zurück blieben vor 
allem Frauen. Sie mussten nicht nur die eigene Existenz und jene ihrer Familien sichern, 
sondern ebenso die Produktion aufrechterhalten. Es ist nicht überraschend, dass sie es 
waren, die 1917 in den Streik traten und damit die Februarrevolution auslösten. Nur wird 
dieser Tatsache wenig Aufmerksamkeit und Wert beigemessen. 
Die Februarrevolution führte zwar zur Absetzung des Zaren, ansonsten änderte sich aber 
wenig, denn die frisch eingesetzte Provisorische Regierung hatte wenig Spielraum. Solange 
der Krieg tobte, war den erdrückenden wirtschaftlichen Missständen schwer beizukommen 
und der Zustand des riesigen Reichs war desolat. Was die Provisorische Regierung aber 
ohne Probleme hätte tun können, wäre die Einführung des Frauenstimmrechts gewesen – 
was sie aber unterlies. Im Vorschlag für die Prinzipien der zukünftigen Regierung wurde zwar
die Beseitigung aller Ausschlüsse aufgrund von Klasse, Religion und Nationalität 
festgehalten, vergessen aber wurde die Beseitigung jeglicher Restriktionen in Bezug auf 
Frauen. Die russischen Frauen reagierten darauf schnell und legten nur eine Woche nach 
der Februarrevolution entschlossen der Provisorischen Regierung eine Erklärung vor, in der 



eine sofortige Änderung des Programms gefordert wurde: «In den feierlichen Tagen der 
grossen Befreiung des Volkes (...) hat die russische Liga für die Gleichberechtigung der 
Frauen mit grossem Erstaunen im Programm der Provisorischen Regierung keine 
Erwähnung der Beseitigung des grossen Unrechts des alten Systems finden können, 
nämlich jenes der Unterdrückung einer ganzen Hälfte der russischen Bevölkerung – der 
russischen Frauen.» Diese Erklärung war von Anfang an auch ein Akt der Agitation und ging 
nicht nur an die Regierung, sondern wurde auf den Strassen, in Fabriken und übers Land 
verteilt. Die Aktivistinnen waren nicht bereit, zu Hause auf eine formelle Antwort zu warten, 
sondern organisierten sich.

Erkämpftes Stimmrecht
Nur zwei Wochen nach der Bitte um Richtigstellung des «Versehens» folgte die 
Demonstration am 19. März 1917, an der ca. 40'000 russische Frauen nicht mehr um das 
Stimmrecht baten, sondern dieses bedingungslos einforderten und auch erzwangen. Die 
Demonstration dauerte bis weit in die Nacht hinein. Als Rednerin und Repräsentantin war 
Vera Figner auserkoren worden. Sie war im bewaffneten Kampf des 19. Jahrhunderts 
berühmt geworden. Die Vorsitzende der Liga für die Gleichberechtigung der Frauen, 
Poliksena Shishkina-Iavein, verwies voller Stolz auf ihre Begleiterin: «Wir kamen hierher, um 
euch alle daran zu erinnern, dass Frauen loyale Genossinnen waren im gigantischen Kampf 
für die Freiheit des russischen Volkes, tapfer die Gefängnisse füllten, ins Exil gingen und die 
besten unter uns schauten furchtlos dem Tod in die Augen. Neben mir steht V.N. Figner, die 
ihr ganzes Leben lang für das gekämpft hat, was wir nun erreicht haben.» Figner und 
Shishkina-Iavein suchten sowohl den Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten als auch 
das Parlament auf, um eine sofortige Antwort zu verlangen. Schliesslich sicherten die 
Abgeordneten ihre Unterstützung zu. Allerdings sei es an der Provisorischen Regierung, dies
zu verfügen, weshalb ein weiterer Gang zu Fürst Lwow, dem Ministerpräsidenten notwendig 
sei. Der erklärte dann lapidar «(…) dass die Provisorische Regierung den Begriff universell in
dem Sinne verstehe, dass er die Ausdehnung des Stimmrechts auf Frauen beinhalte.» Damit
hatten die russischen Frauen die grundsätzliche Forderung nach der Teilhabe am politischen 
Leben erkämpft. Diese Forderung löste die Selbstverständlichkeit männlicher Bestimmung 
über die Frau nicht auf, aber stellte diese in Frage. Und dies war ein erster notwendiger Teil 
der Befreiung der Frauen. 

Die Zitate sind einem Erlebnisbericht von Olga Zakuta entnommen und in Aspasia, Vol. 6, 
2012, S. 117-124 veröffentlicht.


